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Journal von Behinderten 
für Behinderte und ihre Freunde

Liebe Leserinnen und Leser!

Es wird Zeit, daß auch wir Frauen uns 
zu Wort melden. Ich kann als erstes 
darüber berichten, daß der politi­
schen Situation Rechnung getragen 
wurde und der Vorstand unseres Ver­
bandes beschlossen hat, unsere Ver­
einigung umzubenennen in Allge­
meiner Behindertenverband in 
Deutschland e.V. „Für Selbstbestim­
mung und Würde" (ABiD). Die vor­
läufige Satzung, die im Auftrag des 
Vorstandes in Auswertung des Grün­
dungskongresses von der Arbeits­
gruppe Programmatik erarbeitet 
wurde, läßt jetzt auch einen größe­
ren Kreis von Mitgliedschaften und 
vor allem die Wirksamkeit in ganz 
Deutschland zu.

Danach ist die Mitgliedschaft ab 
sofort möglich für:
- natürliche Personen
- Selbsthilfegruppen
- behinderungsspezifische Ver­

bände und Vereinigungen
- Orts-, Kreis- und Landesverbände 

sowie Vereinigungen
- fördernde Mitglieder.

Wir stellen uns der großen Verant­
wortung und werden bemüht sein, 
die anstehenden Probleme gemein­
sam mit allen zu lösen. Und wir wer­
den akzeptiert und anerkannt. Das 
bewies auch das Interesse, das uns 
auf dem X. Weltkongreß der Interna­
tionalen Liga von Vereinigungen für 
Menschen mit geistiger Behinde­
rung (ILSMB), der vom 5. bis 10. Au­
gust 1990 in Paris stattfand, entge-
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gengebracht wurde. Teilnehmer un­
seres Verbandes waren Dr. Ilja Sei­
fert, Ali Fatha und ich. Wir gehörten 
dort zu den wenigen, die nicht nur die 
Spezifik der geistig Behinderten ver­
traten. Dennoch, oder vielleicht ge­
rade deswegen ist es uns gelungen, 
sowohl bei offiziellen Auftritten als 
auch in den vielen Einzelgesprächen 
die Vertreter internationaler und na­
tionaler Verbände auf unser vielseiti­
ges und auf die Vertretung von Men­
schen mit Behinderungen aller Schä­
digungsarten gerichtetes Programm 
aufmerksam zu machen.

Wir haben damit einen ersten 
Schritt getan, um auch in der interna­
tionalen Arena präsent zu sein. Wir 
werden die dort geknüpften Verbin­
dungen nutzen, um durch Erfah­
rungsaustausch auf internationaler 
Ebene sowohl die Erfahrungen in an­
deren Ländern zu berücksichtigen als 
auch unsere Erkenntnisse und Vor­
stellungen in internationale Gremien 
einzubringen.

Dabei dürfen wir aber nicht die 
nächsten anstehenden Aufgaben 
aus dem Blick verlieren. Für die von 
mir geleistete Arbeitsgruppe kommt 

es gegenwärtig darauf an, zu bestim­
men, was sofort nötig ist und kurzfri­
stig geändert werden muß und was 
für die Bildung der Kinder und aller 
behinderten Menschen langfristiger 
Konzeptionen bedarf. Bei diesen Be­
mühungen stehen wir noch ganz am 
Anfang. Ich bitte deshalb alle an die­
sem Problem interessierten Mitglie­
der unseres Verbandes und darüber 
hinaus Bürger, die sich engagieren 
wollen, obwohl sie nicht Mitglied des 
Verbandes sind, mir ihre Meinungen 
und Hinweise zu übermitteln, damit 
sich die Arbeitsgruppe auf umfang­
reiches Material stützen kann.

Ich meine, es gibt genug zu tun für 
jeden in unserem Verband. Es geht 
nicht nur darum, Forderungen anzu­
melden und Probleme aufzuzeigen, 
sondern es kommt darauf an, sich ak­
tiv an deren Lösung zu beteiligen. In 
diesem Sinne grüßt Sie Ihre

Beate Thrams ist Vizepräsidentin des 
ABiD und Leiterin der Arbeitsgruppe 
„Bildung für jeden und Kinder".
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Vorläufige Satzung des Verbandes
(Entwurf vom 31. August 1990)

§ 1 Bezeichnung, 
Sitz und Tätigkeitsbereich

1. Der Verband führt den Namen Allgemeiner 
Behindertenverband in Deutschland e.V. „Für 
Selbstbestimmung und Würde" Die Abkürzung 
lautet ABiD
2. Der Sitz des Verbandes ist Berlin.
3. Der Tätigkeitsbereich des Verbandes ist die 
Bundesrepublik Deutschland.

§ 2 Zweck und Ziele des Verbandes
1. Der Verband verfolgt als Interessenvertreter 
seiner Mitglieder, als parteipolitisch und weltan­
schaulich unabhängige basisdemokratische 
und solidarische Selbsthilfeorganisation von 
und für Menschen mit Behinderungen, deren 
Angehörige, Freunde und all derer, die mit ihnen 
und für sie arbeiten und leben, ausschließlich 
und unmittelbar gemeinnützige Ziele und 
Zwecke.
Der Verband ist selbstlos tätig, er verfolgt in er­
ster Linie nicht eigenwirtschaftliche Zwecke.
2. Seine Tätigkeit ist darauf gerichtet, den o.g. 
Personenkreis und damit die Gesellschaft auf 
materiellem, geistigem, kulturellem und ethi­
schem Gebiet selbstlos und unmittelbar zu un­
terstützen und zu fördern, so daß die speziellen 
und allgemeinen Erfordernisse und Bedürfnisse 
der Menschen mit Behinderungen und ihrer An­
gehörigen bei der Gestaltung der Gesamtheit 
aller Lebens- und Arbeitsbedingungen gesell­
schaftlich so beachtet werden, daß die Behin­
derten ein gleichberechtigtes, aktives, men­
schenwürdiges und selbstbestimmtes Leben in 
der Gesellschaft führen können.
3. Der Verband gewährt im Sinne seiner Mög­
lichkeiten Rechtsberatung und Rechtsbeistand.
4. Der Verband arbeitet auf nationaler und inter­
nationaler Ebene entsprechend seiner Zielstel­
lung mit anderen sozialen und Behindertenor­
ganisationen zusammen.

§ 3 Mitglied im Verband
1. Mitglied kann werden, wer die Satzung des 
Verbandes anerkennt und unter den obenge­
nannten Personenkreis fällt.
Die Mitgliedschaft im Verband ist möglich für:
- natürliche Personen
- Selbsthilfegruppen
- behinderungsspezifische Verbände und Ver­

einigungen

- Orts-, Kreis- und Landesverbände sowie Ver­
einigungen

- fördernde Mitglieder
2. Die Aufnahme als Mitglied erfolgt auf der 
Grundlage eines schriftlichen Aufnahmeantra­
ges. Die Verantwortung liegt bei
- Selbsthilfegruppen
- behinderungsspezifischen Verbänden und 

Vereinigungen
- Orts-, Kreis- und Landesverbände sowie Ver­

einigungen
- dem Allgemeinen Behindertenverband in 

Deutschland e.V. selbst.
3. Die Mitgliedschaft endet mit dem Austritt, 
dem Ausschluß,Tod oder bei Auflösung des Ver­
bandes.

§ 4 Organe des Verbandes
1. Höchstes Organ ist der Verbandstag.
Der Verbandstag ist alle zwei Kalenderjahre 
durch den Vorstand oder auf Antrag eines Drit­
tels aller individuellen Mitglieder der Mitglieder 
innerhalb von 6 Monaten einzuberufen.
2. Der Verbandstag nimmt die Berichte des eh­
renamtlichen Vorstandes und der ehrenamtli­
chen Revisionskommission entgegen, bestätigt 
sie und beschließt.
3. Der Verbandstag wählt einen ehrenamtlichen 
Präsidenten und seine Vizepräsidenten, den 
Vorstand und die Revisionskommission in direk­
ter und geheimer Wahl.
4. Dem Verbandstag gehören die Delegierten 
der Mitgliederorganisationen und natürlicher 
Personen, die nicht Mitglied einer Mitgliederor­
ganisation sind, an. Den Delegiertenschlüssel 
und die Wahlordnung legt derzentrale Vorstand 
in Zusammenarbeit mit dem Verbandsrat fest. 
Das Präsidium, die Mitglieder des Vorstandes 
und die Revisionskommission nehmen mit be­
schließender Stimme am Verbandstag teil.
5. Die Vorsitzenden der Mitgliederorganisatio­
nen bilden den Verbandsrat. Dieser vertritt im 
Verband die Interessen der Mitgliederorganisa­
tionen.
Der Verbandsrat wählt ein Präsidium, das eng 
mit dem Vorstand des Verbandes zusammenar­
beitet.
6. Die Revisionskommission arbeitet im Auftrag 
des Verbandstages auf der Grundlage der Revi­
sionsordnung.
Der Vorsitzende der Revisionskommission 
nimmt mit beratender Stimme an den Sitzun-
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gen des Vorstandes teil.
7. Der Vorstand und der Verbandsrat können Ar­
beitsgruppen berufen. Die Vorsitzenden der Ar­
beitsgruppen können mit beratender Stimme 
an der Arbeit der beiden Gremien teilnehmen.
8. Der Vorstand richtet eine Hauptgeschäfts­
stelle ein und gibt ihr eine Geschäftsordnung.

§ 5 Finanzierung
1. Die materielle und finanzielle Sicherung der 
Arbeitsfähigkeit des Verbandes erfolgt auf der 
Grundlage der Beitrags- und Finanzordnung.
2. Der Verbandstag beschließt die Beitrags- und 
Finanzordnung.
3. Die Haftung des Verbandes sowie die damit 
verbundene Abwicklung der Geschäfte regeln 
sich nach den gesetzlichen Bestimmungen.

§ 6 Selbstlosigkeit
1. Jede Förderung und Unterstützung des Ver­
bandes erfolgen ausschließlich für die in Para­
graph 2 angeführten Ziele und Zwecke.
2. Der Verband hat an seine Mitglieder keine Ge­
winnanteile oder sonstigen Zuwendungen zu 
übertragen oder Mittel für die unmittelbare oder 
mittelbare Unterstützung oder Förderung zu 
verwenden oder einzelnen Personen besonde­
ren Vergünstigungen zukommen zu lassen.
3. Die Mitglieder haben keine Ansprüche gegen 
den Verband bei dessen Auflösung oder bei ih­
rem Ausscheiden zu stellen.
4. Bei Auflösung oder Aufhebung des Verban­

desoder bei Wegfall des in § 2 genannten Zwek- 
kes ist das Vermögen auf der Grundlage der Fi­
nanzordnung des Verbandes und der gesetzli­
chen Bestimmungen ausschließlich für gemein­
nützige und steuerbegünstigte Zwecke zu ver­
wenden.
In diesem Zusammenhang kann es auch ande­
ren steuerbegünstigten Körperschaften oder ei­
ner Körperschaft öffentlichen Rechts für steuer­
begünstigte Zwecke übertragen werden.

§ 7 Vertretung im Rechtsverkehr
1. Der Verband wird im Rechtsverkehr durch sei­
nen Präsidenten oder eine von ihm beauftragte 
Person vertreten.

★

Der Entwurf der veränderten vorläufigen 
Satzung wurde durch die Arbeitsgruppe 
Programmatik im Auftrag des Vorstandes 
in Auswertung des Gründungskongres­
ses erarbeitet und ist den Mitgliedsorga­
nisationen nach der Beschlußfassung 
durch den Vorstand umgehend schriftlich 
zu übersenden.
Die vorläufige (veränderte) Satzung 
wurde vom Vorstand und dem Verbands­
rat nach der Beratung angenommen.
Sie tritt mit dem Beitritt der DDR zur BRD 
in Kraft. Bis dahin wird in ihrem Sinne ge­
arbeitet.

Berlin, 31. August 1990

Berliner für ABiD
Wichtigstes Ergebnis des ersten Verbandstages der Berliner Behin­

derten war der Wunsch, zum Allgemeinen Behindertenverband in 
Deutschland e.V. „Für Selbstbestimmung und Würde" (kurz ABiD) zu 
gehören. Ausdrücklich verbanden das die Delegierten mit einer Ab­
sage an den VdK, den Reichsbund und die Bundesarbeitsgemeinschaft 
für Behinderte. (Mehr darüber im nächsten Heft).

Mit der Wahl von Martin Marquard vom Spontanzusammenschluß 
in Westberlin in den achtköpfigen Vorstand wurde ein weiteres Zei­
chen künftiger Arbeit gesetzt. Hans-Reiner Bönning erhielt das Ver­
trauen als Vorsitzender.



□ SELBSTBESTIMMTES LEBEN 5

Konzept des Berliner Zentrums
Selbstbestimmtes Leben, was ist das, wie kann man es verwirklichen? Immer 
und immerwiedergibt es gerade zu diesemThema Diskussionen, Überlegun­
gen, Streit, Vorstellungen. Nachstehend stellen wir das Konzept des Berliner 
Zentrums für selbstbestimmtes Leben behinderter Menschen e.V. vor, über 
das es sich nachzudenken lohnt. Weitere Fragen dazu bitte an: Petra Stephan, 
Propststr. 1, Berlin 1020.

Das „Berliner Zentrum für selbst­
bestimmtes Leben behinderter Men­
schen" e.V. orientiert sich in allen 
Grundsätzen an der internationalen 
„Independent Living-Bewegung", 
die sich in den USA und den westeu­
ropäischen Staaten seit den 60iger 
Jahren entwickelt hat. Die IL-Bewe- 
gung versteht sich als eine Form poli­
tischer Interessenvertretung von 
Menschen mit Behinderungen, de­
ren Leitideen Selbstbestimmung, 
Selbsthilfe, Entscheidungsfreiheit 
und Chancengleichheit sind.

Politische Einflußnahme soll auf 
die allgemeinen sozialen Rahmenbe­
dingungen, die den Ideen der IL-Be- 
wegung zum Durchbruch und zur 
Verbreitung verhelfen, ausgeübt wer­
den.

Sind Menschen mit Behinderun­
gen bei der Bewältigung ihres Allta­
ges auf fremde Hilfe angewiesen, so 
kann vom Recht, selbstbestimmt le­
ben zu können, oft nur eingeschränkt 
Gebrauch gemacht werden. Die Ab­
hängigkeit von Hilfe führt zur Ent­
mündigung derjenigen, die sie bean­
spruchen - andere Personen ent­
scheiden z. B. über den Tagesablauf 
und die Art und Weise der Hilfestel­
lungen. Diesen Zustand zu beseiti­

gen, hat sich unsere Selbsthilfeinitia­
tive zum Ziel gestellt.

Orientierend am Konzept der Assi­
stenzgenossenschaft sehen wir in 
der Übernahme der Personal-, Orga- 
nisations-, Anleitungs- und Finanz­
kompetenz einen Weg für ein selbst­
bestimmtes Leben behinderter Men­
schen. Sie können:

1. selbst wählen, wer sie betreut 
(Personalkompetenz); damit sind ver­
bunden Ablehnungs-, Auswahl- und 
Mitentscheidungsrechte, da ein Be­
treuungsverhältnis immer auch ein in­
times Abhängigkeitsverhältnis ist

2. sich die Betreuung entsprechend 
ihren Bedürfnissen selbst mitorgani­
sieren (Organisationskompetenz)

3. diese Betreuungsleistung selbst 
anleiten, z. B. was ist bei mir, wann, in 
welchem Rahmen zu tun (Anlei­
tungskompetenz)

4. über die finanziellen Mittel, die 
zu ihrer Pflege benötigt werden, 
selbst verfügen (Finanzkompetenz)

Wer kann von uns Hilfe, Beratung 
und Unterstützung erwarten?

Wir bieten allen, die mit Behinde­
rungen konfrontiert sind, sowie de­
ren Angehörigen und Freunden Hilfe 
und Beratung an. Der Sinn unserer
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Beratung besteht darin, daß gemein­
sam ein geeigneter Weg gesucht 
wird, der trotz des Angewiesenseins 
auf vielfältige Hilfe außerhalb von 
Heimunterbringung ein selbstbe­
stimmtes Leben ermöglicht und Fä­
higkeiten entwickelt, um am gesell­
schaftlichen Leben teilzunehmen.

Welche Hilfeleistungen bieten wir 
an?

Da der Bedarf der Hilfeleistungen 
individuell sehr unterschiedlich sein 
wird, wurde für seine Erfassung von 
uns ein Bedarfskatalog erarbeitet, 
nach dem sich das Angebot der Hilfe­
leistungen richtet.

Gegenwärtig hat die stundenweise 
Hilfe den Vorrang: kontinuierlich be­
mühen wir uns um die Erweiterung 
der Hilfsangebote. Dabei lassen wir 
uns von der Ganzheitlichkeit der Hil­
fen im Alltag leiten. Es soll keine Tren­
nung zwischen pflegerischen, haus­
haltsspezifischen und freizeitlichen 
Unterstützungen geben.

Wer kann sich als persönlicher Assi­
stentin bewerben?
Bewerben können sich alle Perso­
nen, die Engagementfürdiese Arbeit 
mitbringen und sich den physischen 
und psychischen Anforderungen ge­
wachsen glauben.

Alle Bewerberinnen sind dabei 
verpflichtet, unser Ausbildungspro­
gramm zu durchlaufen, und im Inter­
esse einer gewissen Kontinuität min­
destens 1 Jahr lang bei ihren Hilfe­
nehmerinnen zu arbeiten. Wir wollen 
uns dabei um Zivildienstleistende 
und sog. Laienhelfer (Studenten, 
Vorpraktikanten u. a.) bemühen. Die 

Zusammenarbeit zwischen persönli­
chen Assistentinnen und Hilfeneh­
merinnen sollte nur auf der Grund­
lage des Freiwilligkeitsprinzips beru­
hen, dies schließt Ablehnungsrechte 
von beiden Seiten ein.

Was umfaßt die Ausbildung der per­
sönlichen Assistentinnen?
- die Vermittlung der Ziele der Verei­

nigung,
- praktische Übungen zur Hebe-und 

Tragetechnik, ein Rollstuhlbegleit­
training im Hinblick auf die Benut­
zung öffentlicher Verkehrsmittel 
und Einrichtungen,

- Pflegekenntnisse, Hilfen im Haus­
halt usw.
Besteht die Notwendigkeit einer in­

dividuellen Anleitung mit den Hilfe­
nehmerinnen, so vermitteln und un­
terstützen wir beide Seiten.

Worin erfolgt die Weiterbildung?
Die Mitgliederlnnen der Vereini­

gung bilden sich auf den Gebieten 
der Rehabilitation, Psychologie, 
Ethik und des Rechts kontinuierlich 
weiter. Dazu können entsprechende 
wissenschaftliche Veranstaltungen 
genutzt werden. Außerdem organi­
siert die Vereinigung für Hilfenehme­
rinnen und Assistentinnen bei Be­
darf Weiterbildungsmöglichkeiten.

Wie finanzieren wir uns?
Die Finanzierung der Hilfeleistun­

gen erfolgt bei Zivildienstleistenden 
z. Zt. über den Deutschen Freiden­
kerverband e.V. Laienhelfer sollten 
stundenweise auf Honorarbasis ar­
beiten und vom Hilfenehmerin be­
zahltwerden.
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Jahresabonnement-ja oder nein?
Gespräch mit Dieter Knoblauch, Inhaber des KOLOG-Verlages

Als vor Monaten der Versand unse­
rer STÜTZE nicht mehr gewährlei­
stet war, gründeten Sie das, was 
wir nun als KOLOG-Verlag und Ver­
trieb kennen. Nun sind Sie verant­
wortlich dafür, daß die Zeitung von 
Behinderten für Behinderte auch 
tatsächlich so schnell wie nur mög­
lich ihre Leser erreicht. Wie klappt 
es?

30 000 Zeitschriften, die könnte 
auch der fleißigste Mensch in Tag- 
und Nachtarbeit nicht allein verpak- 
ken und mit Adressen versehen, um 
sie in alle Richtungen zu verschik- 
ken, zumal ja aller 14Tage eine neue 
Ausgabe abgearbeitet sein will. Sie 
wissen, daß neben den Freunden 
der Behindertenwerkstatt in der Ber­
liner Ifflandstraße der Computer 
mein Partner ist, und langsam spie­
len wir uns immer besser ein. Der 
Anfang allerdings war mehr als 
schwer, denn wir übernahmen ei­
nige liegengebliebene Ausgaben, 
die nachgesandt werden mußten, 
und wir hatten leider auch eine 
ganze Menge unvollständiger bzw. 
doppelt oder unterschiedlich ge­
schriebener Adressen, mit denen 
der Computer nichts anzufangen 
wußte. Dadurch gab es für einige 
Kunden doppelte Sendungen, an­
dere wieder mußten besonders 
lange auf ihre STÜTZE warten. Un­
genaue Anschriften machen uns 
auch heute noch zu schaffen, doch 

mit jeder Ausgabe bekommen wir 
das besser in den Griff.

Gut, dafür aber gibt es jetzt einige 
Beschwerden, so die, daß nach Ab­
schluß des Jahresabonnements so­
fort 40,80 DM abgebucht wurden. 
Wäre ein Viertel- oder Halbjahres- 
Abo nicht günstiger?

Auf jeden Fall wäre es teurer für 
unsere STÜTZE-Leser, denn be­
kanntlich kostet jetzt jede Abbu­
chung 0,50 Pfennig zusätzlich. Auch 
dieser Betrag müßte dann auf den 
STÜTZE-Preis umgelegt werden, bei 
einmaligem Abzug kann es noch der 
Verlag selbst tragen. Jahresabonne­
ments sind wohl auch deshalb inter­
national üblich. Für unsere ausländi­
schen Leser war das auch selbstver­
ständlich. Trotzdem ist es natürlich 
möglich, nach Wunsch kürzere Zei­
ten zu vereinbaren. Wir erfüllen gern 
auch individuelle Wünsche.

Gut und schön, doch einige Leser 
fragen nun, warum hat nicht die 
Deutsche Post weiterhin den Ver­
trieb durchgeführt?

Auch das wäre teuer geworden, 
denn bekanntlich behält die Deut­
sche Post von jedem Druckerzeugnis 
50 Prozent des Verkaufspreises ein. 
Unsere STÜTZE hätte in diesem Falle 
etwa zwei Mark kosten müssen, da-
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mit wenigstens einigermaßen die 
Kosten gedeckt werden können.

Aber Ihr KOLOG-Verlag kann doch 
auch nicht von der Luft leben...

Nein, das geht tatsächlich nicht, 
aber billiger arbeiten, das können wir 
und zwar dank der Rehabilitanden, 
die unsere STÜTZE sehr preiswert 
versandfertig machen.

Ja, und ich glaubeauch, daß wirda 
eine noch günstigere Lösung finden 
können. Unsere Abonnenten, die 
nun schon für ein ganzes Jahr be­
zahlt haben, werden das daran spü­
ren, daß sie eben noch einen Monat 
länger für das gleiche Geld ihre 
STÜTZE erhalten. Übrigens ist es im­
mer gut, wenn kleinere Gruppen 
Sammelbestellungen aufgeben, das 
wird auf jeden Fall billiger, zumal ich 
dann einen Rabatt von 10 Prozent ge­
ben kann.

Also billiger auf Kosten der Reha­
bilitanden?

Ja und nein, denn erstens werden 
die Rehabilitanden entsprechend ih­
rer Leistung entlohnt - und für Adres­
sen aufkleben z. B. gibt es nun ein­
mal nicht höchste Löhne. Viel wichti­
ger aber ist es, daß diese Freunde 
überhaupt Arbeit haben und sich 
nützlich machen können. Sie sind mit 
spürbarer Freude bei der Sache. Für 
mich ist das überhaupt das Ange­
nehmste an der Sache, daß ich die­
sen Menschen helfen kann, eine für 
sie wertvolle Tätigkeit auszuführen, 
denn Untätigkeit belastet sie beson­
ders stark und verschlimmert in den 
meisten Fällen ihren Zustand, unter 
dem dann auch die Familienangehö­
rigen stark leiden...

Noch einmal zur Bezahlung. In we­
nigen Wochen wird die Bundespost­
verordnung eingeführt, wird sich da 
etwas ändern?

Nun einmal etwas ganz anderes. 
Wir wissen. Sie haben bisher vom 
Schreiben gelebt und sind auch jetzt 
noch Vorsitzender der Berliner Auto­
rengemeinschaft. Wieso dieser per­
sönliche Wandel?

Ich bin nicht der einzige Schriftstel­
ler, der sich umstellt. Die meisten ge­
hen in ihren ehemaligen Beruf zu­
rück. Ich bin Mechaniker, aber für so 
feine Arbeit gehorchen mir meine 
Hände nicht mehr. Hinzu kommt, daß 
ich schon immer Interesse an Sozial­
arbeit hatte - und diese kann ich nun 
bei den Jugendlichen in der Behin­
dertenwerkstatt leisten. Allerdings 
will ich auch gar nicht verschweigen, 
daß ich Geld verdienen muß - und 
wenn man das mit etwas so Nützli­
chem wie die Hilfe für Behinderte 
verbinden kann, dann ist das schon 
ein gutes Gefühl.
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Zeitschrift 
für Angehörige und Freunde 
geistig behinderter Menschen

Im Urlaub ein Stück Integration
Laue Sommerabende, Kinder mit 
und ohne Behinderung, Betreuer 
und die Eltern der nichtbehinderten 
Kinder finden sich zusammen, um 
gemeinsam den Tag mit Liedern und 
kleinen Spielen ausklingen zu lassen. 
Für alle die schöne Erfahrung, daß es 
Normalität sein kann, gemeinsam 
Urlaub zu machen.

Urlaub, das hieß in diesem Jahr 14 
Tage im Ferien- und Erholungsobjekt 

in Prieros für 15 mehrfach-schwerst- 
behinderte Kinder und deren Be­
treuer. Zurselben Zeit machten junge 
Familien mit ihren Kindern dort Ur­
laub. Eine Chance, um ein Stückchen 
Integration zu verwirklichen.

In Prieros standen uns vier Bunga­
lows zur Verfügung, Waschgelegen­
heiten und Speiseraum in entfernt 
gelegenen Häusern, die alle nicht be­
hindertengerecht ausgestattet wa-



10 anstoß

ren. Ein zusätzliches Entgegenkom­
men der Leitung war die Bereitstel­
lung eines Aufenthaltsraumes, den 
wir nach unseren Vorstellungen 
selbst einrichten konnten.

Um eine optimale Betreuung der 
Kinder zu gewährleisten, war es not­
wendig, für jedes Kind einen Be­
treuer zu finden. Dafür haben sich, 
wie auch schon in den Jahren zuvor, 
junge, engagierte Leute gemeldet.

Warum fahren mehrfach­
schwerstbehinderte Kinder in den 
Urlaub? Nehmen sie die veränderte 
Umgebung überhaupt wahr? Sehr 
oft sind mir diese Fragen gestellt 
worden. Zum einen schwingen bei 
solchen Gesprächen starke Gefühle 
wie Mitleid, Unsicherheit, Verständ­
nislosigkeit und große Berührungs­
ängste mit. Zum anderen zeigen sie 
in erschreckender Weise die weitver­
breitete Unwissenheit über das Le­
ben dieser Menschen mit schwer­
sten Behinderungen und darüber, 
daß sie genauso liebenswert sein 
können und auch geliebt werden, 
Freude und Kummer zeigen können, 
aber eben anders als „normale" Kin­
der sind.

So war es eine Selbstverständlich­
keit, daß in alle Aktionen, die wir mit 
unseren Kindern gestaltet haben, 
auch die anderen Kinder einbezogen 
wurden. So z. B. bei der Aufführung 
von „Hänsel und Gretel", beim Nep­
tunfest, welches in Zusammenarbeit 
mit den Urlaubereltern vorbereitet 
und durchgeführt wurde, beim Ge­
spensterfest, beim Abendkreis oder 
in der Mittagspause der Kinder. Posi­
tiv war auf jeden Fall, daß wir dort ge­
meinsam mit nichtbehinderten Kin­

dern und deren Eltern Urlaub mach­
ten.

Ob diese Möglichkeit der Ferienla­
gergestaltung auch unter den neuen 
politischen Verhältnissen bestehen 
bleibt, ist im Moment ungewiß, da 
diesen Kindern im Zuge der Wieder­
vereinigung auch das Recht auf einen 
Schulbesuch zugestanden wurde, 
sie damit aber auch den Strukturen 
einer Schule unterliegen.

Wir sollten uns im Interesse der 
Kinder und ihrer Eltern alle dafür ein­
setzen, daß auch in den nächsten 
Jahren eine Ferienlagergestaltung 
ermöglicht wird.

Bettina Wendler
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Gesetzliche Grundlagen
Auszüge aus der Sonderschulverordnung in Berlin-West

Erster Abschnitt
1 - Begriff und Aufgabe
(1) Kinder und Jugendliche, die ... 
behindert sind und auf dem allge­
meinen Bildungsweg der Berliner 
Schule trotz Ausschöpfung aller indi­
viduellen Förderungsmöglichkeiten 
nicht oder nicht hinreichend geför­
dert werden können, werden in einer 
ihrer Förderungsbedürftigkeit ent­
sprechenden Sonderschule oder 
Sonderschuleinrichtung unterrich­
tet. Diese Sonderschulen oder Son­
derschuleinrichtungen sind Be­
standteil der Berliner Schule.

(2) Die Sonderschulen und Son­
derschuleinrichtungen dienen in ver­
stärktem Maße der Verwirklichung 
des Rechtes behinderter Kinder und 
Jugendlicher auf Unterricht und Er­
ziehung entsprechend ihrer indivi­
duellen Begabung und ihres indivi­
duellen Lernvermögens.

In den Sonderschulen und Son­
derschuleinrichtungen erhalten die 
Schüler eine ihrer besonderen Förde­
rungsbedürftigkeit entsprechende 
Schulbildung, die sie zu sozialer und 
beruflicher Eingliederung führen 
und ihnen zu einem erfüllten Leben 
verhelfen soll.

(3) Die Sonderschule beteiligt sich 
an der Früherkennung und Frühförde­
rung behinderter Kinder und an der 
Beratung der Erziehungsberechtigten.

(4) Die Sonderschulen und Son­
derschuleinrichtungen dienen auch 
der Vorbereitung des einzelnen Be­

hinderten -je nach Art und Schwere 
der Behinderung - auf den allgemei­
nen bzw. besonderen Arbeitsmarkt.

2 - Integration
(2) Der lebenspraktische Bezug ist 

integraler Bestandteil der Erziehungs­
aufgabe. Die Schüler sind rechtzeitig 
und in immer neuen Versuchen an die 
Umwelt heranzuführen.

Integrationsbemühungen sind 
verpflichtende Aufgaben der allge­
meinen Schule und der Sonder­
schule.

(3) Zur Rehabilitation und Integra­
tion behinderterSchülerdienen auch
a) Schulversuche nach § 3 SchulG.
b) besondere Formen der Zusam­

menarbeit koopierender Grund- 
und Sonderschulen,

c) Einzelintegration von behinderten 
Schülern in allgemeinen Schulen 
unter Zustimmung aller Beteilig­
ten und

d) das Ambulanz-Lehrersystem für 
Sinnesgeschädigte.

Achter Abschnitt
35-Schüler
In der Schule für Geistigbehinderte 
werden Schüler unterrichtet, deren 
Lernmöglichkeiten und Entwick­
lungsfähigkeiten erheblich unter der 
altersgemäßen Erwartungsnorm lie­
gen und die in der Schule für Lernbe­
hinderte (Hilfsschule) nicht hinrei­
chend gefördert werden können.

(2) Die Schule für Geistigbehin­
derte nimmt auch mehrfach behin-
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derte Schüler auf, wenn sie in dieser 
Schule voraussichtlich am besten ge­
fördertwerden können.

(3) Die Aufnahme in der Schule für 
Geistigbehinderte setzt Schulfähig­
keit voraus. Die Schulfähigkeit ist bei 
folgenden Voraussetzungen gege­
ben:
a) Vorliegen eines körperlichen Ge­

samtzustandes, der die Teilnahme 
des Kindes aufgrund eines Gut­
achtens des Jugendgesundheits­
dienstes an der Mehrzahl der 
schulischenVeranstaltungen ohne 
schädliche Überanspruchunq er­
laubt.

b) Vorliegen eines Allgemeinzustan­
des, der die Notwendigkeit häufi­
ger sofortiger ärztlicher Hilfe oder 
ständiger spezieller pflegerischer 
Betreuung ausschließt,

c) angebahnte Selbständigkeit bei 
der Nahrungsaufnahme,

d) Fortbewegungsfähigkeit,
e) Fähigkeit, auf eine Kontaktauf­

nahme des Lehrers oder Erziehers 
sowie anderer Kinder zu reagie­
ren.
Bei Vorliegen unkontrollierter Ag­

gressivität ist die Aufnahme nicht 
möglich.

36 - Aufgabe
(1) Die Schule für Geistigbehin­

derte hat die Aufgabe, die Schüler zur 
Betreuung und Pflege des eigenen 
Körpers zu befähigen, die Persönlich­
keit des Schülers durch individuell 
angemessene Hilfen zu entwickeln, 
Fertigkeiten zu vermitteln, den Schü­
ler zur Selbständigkeit und sozialen 
Integration zu führen und ihn auf 
eine künftige Arbeit oder Tätigkeit 
vorzubereiten.

(2) Grundprinzip des Unterrichts 
ist die lebenspraktische Erziehung.

(3) Neben der Einführung in die 
Fertigkeiten des Lesens, Rechnens 
und Schreibens ist insbesondere die 
lebenspraktische Bildbarkeit zu för­
dern.

37 - Unterricht, Pädagogische Un­
terrichtshilfen

(1) In der Schule für Geistigbehin­
derte wird die Schulpflicht ein­
schließlich der Berufsschulpflicht er­
füllt.

(2) Die Schule ist eine Ganztags­
schule mit Unterricht an fünf Wo­
chentagen. Der Unterricht beginnt 
um 8 Uhr und endet um 15 Uhr. Ge­
ringfügige Abweichungen sind zu­
lässig, wenn es die Beförderungsver­
hältnisse erfordern.

(3) Unterricht und Erziehung wer­
den nach dem Rahmenplan der 
Schule für Geistigbehinderte durch­
geführt.

(4) Neben dem Sonderschullehrer 
betreuen pädagogische Unterrichts­
hilfen die Schüler.

(5) DerSonderschullehrer leitet die 
Unterrichtsgruppe. Er ist verantwort­
lich für die Unterrichtsplanung und 
arbeitet hierbei eng mit den Pädago­
gischen Unterrichtshilfen zusam­
men. Soweit die Pädagogische Un­
terrichtshilfe Unterricht selbständig 
durchführt, nimmt sie entspre­
chende Eintragungen im Klassen­
buch vor.

(6) Die Arbeitszeit der Pädagogi­
schen Unterrichtshilfen richtet sich 
nach den tariflich festgelegten Be­
stimmungen.
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Zehnter Unterabschnitt
Einzel- und Gruppenunterricht

42-Grundsatz
(1) Wenn Kinder und Jugendliche

- wegen oder infolge einer Erkran­
kung schulbesuchsunfähig sind 
und ein Schulbesuch auch nicht 
durch Transporthilfen, durch Auf­
nahme in ein mit einer Schule ver­
bundenes Heim oder ein Internat 
ermöglicht werden kann,

- aufgrund einer Erkrankung eine 
unzumutbare Beeinträchtigung 
der bisherigen Schullaufbahn zu 
befürchten haben oder

- voraussichtlich länger als sechs 
Wochen krank sein werden, 

erhalten sie Unterricht entweder ein­
zeln zu Hause (Hausunterricht) oder 
einzeln oder in der Gruppe in Kran­
kenanstalten, Heimen und anderen 
Einrichtungen des Jugendwesens, 
sofern in den genannten Einrichtun­
gen eine Schule nicht besteht oder 
ihr Besuch nicht in Betracht kommt.

Das vollständige Gesetzblatt er­
schien am 20. September 1984 
(Amtsblatt für Berlin, 34. Jahrgang 
Nr. 47).

Konkrete inhaltliche Hinweise zum 
Rahmenprogramm für Geistigbehin­
dertenschulen erscheinen in einem 
der folgenden Hefte.

Die Redaktion „anstoß"

Eckhard Busch

Realität und Perspektiven
Erwachsenenbildung bei Geistigbehinderten
Seit mehreren Jahren gewinnt die­
ses Thema in den verschiedensten 
Ländern und auf den unterschied­
lichsten politischen Ebenen an Be­
deutung.

Vor allem in einigen skandinavi­
schen Ländern, in der Schweiz sowie 
in Österreich, aber auch in einzelnen 
Kommunen der Bundesrepublik gibt 
es verallgemeinerungswürdige Er­
fahrungen.

Warum auch sollte der geistig be­
hinderte Erwachsene von der Aneig­
nung der gesellschaftlichen Kultur­
güter ausgeschlossen sein? Erwach­
senenbildung im weiteren Sinne 
orientiert sich an dem vielfältigen 
Spektrum der Lebenserfüllung jedes 

einzelnen Menschen und seiner indi­
viduellen Persönlichkeitsentwick­
lung.

Die Relevanz der Erwachsenenbil­
dung bei Geistigbehinderten deter­
miniert sich zum einen aus der Schä­
digungsspezifik als folgerichtige 
Fortsetzung einer behindertenadä­
quaten Früherziehung, Tagesstätten- 
bzw. Schulförderung sowie der Ar- 
beits- oder Beschäftigungsvorberei­
tung und zum anderen aus den per­
sönlichen Wünschen, Interessen und 
Bedürfnissen des Behinderten 
selbst.

DieTeilhabe undTeilnahme am ge­
sellschaftlichen Leben als junger Er­
wachsener oder auch als älterer
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Mensch erfordert neben der behin­
dertengerechten Vermittlung der 
Kulturgüter einer Gesellschaft auch 
eine Ablösung vom „ewigen Kind" 
zum selbstbestimmenden Erwach­
senen - die Akzeptanz von Eltern und 
Mitarbeitern durch begleitende suk­
zessive Ablösung der Fremdbestim­
mung.

Ziel der Erwachsenenbildung 
sollte es nicht nur sein, einmal erwor­
bene Fähigkeiten, Fertigkeiten und 
Kenntnisse zu erhalten, zu festigen 
oder zu reaktivieren, sondern dar­
über hinaus das Leben des geistig 
Behinderten entsprechend seiner 
Wünsche qualitativ und quantitativ 
zu bereichern.

Die Erwachsenenbildung ordnet 
sich also in dad komplexe System 
der Behindertenbildung - und -be- 
treuung ein und ist in jedem Lebens­
abschnitt für den Einzelnen von au­
ßerordentlicher Bedeutung. Jede 
einzelne Etappe des Erwachsen­
seins, bis zum Tod, erfordert psycho­
soziale Adaptationsvarianten von je­
dem Menschen, insbesondere vom 
Behinderten.

Wissenschaftler und Praktiker in 
Ost und West haben längst die These 
von einer qualifizierten lebenslängli­
chen Begleitung des geistigbehin­
derten Menschen bestätigt. So auch 
partiell in der DDR, wo sich in den zu­
rückliegenden Jahren beispielhafte 
Formen der Erwachsenenbildung in 
Heimen, Werkstätten, aber auch in 
Jugendklubs entwickelten. Klingt der 
Name „Erwachsenenbildung" hier 
auch etwas neu und ungewohnt, so 
gibt es vereinzelt bemerkenswerte 
Aktivitäten von engagierten Eltern 

und Mitarbeitern, die sich den Richt­
linien des Ministeriums für Gesund­
heitswesen der DDR und den büro­
kratischen sowie verständnislosen 
Leitern einzelner Rehabilitations­
zentren widersetzt haben.

Als ein Beispiel sei abschließend 
der Jugendklub Trabacher Straße in 
Weißensee genannt. Hier gelang es 
den Mitarbeitern des Rehabilita­
tionszentrums nun bereits über 
mehrere Jahre, ein vielfältiges be­
hindertengerechtes Freizeitangebot 
zu etablieren.

Fachschulausbildung für 
Heilerziehungspfleger
Die ehemalige Ausbildung für Psy­
chiatriediakonie der Samariteran­
stalten in Fürstenwalde beginnt am 
10. September 1990 mit einer staat­
lich anerkannten Fachschulausbil­
dung zum Heilerziehungspfleger. 
Voraussetzungen für die Aufnahme 
dieses Studiums sind der Abschluß 
der 10. Klasse und eine Berufsausbil­
dung.

Anmeldungen sind eventuell noch 
möglich, auch für Interessenten aus 
der Bundesrepublik bzw. Berlin-West. 
Informationen über den Schulleiter, 
Herrn Dr. Ch. Petzoldt, Samariteran­
stalten, August-Bebel-Straße 1-4, 
Fürstenwalde, 1240. Telefon: 6181.

★

Post für die Redaktion „anstoß" 
bitte an H. Ruttmann, Berlin 1020, 
postlagernd und B. Bütow, Berlin 
1162, postlagernd, die auch für den 
Inhalt dieser Zeitung in der Zeitung 
verantwortlich zeichnen.



SAN AKTIV, ein Sani­
tätshaus mit orthopä­
die-technischer Werk­
statt, eröffnete in der 
Rosenthaier Straße 49 
Berlin-Mitte sein
neues Ladengeschäft. 
Es ist die erste 
deutsch-deutsche Or­
thopädietechnik-Koo­
peration in Berlin (Ost) 
und bietet Gesund­
heitswäsche, Pro­
dukte der Wärme- und 
Schmerztherapie, ein 
Programm für wer­
dende Mütter, Kran­
kenpflegeartikel, Spe­
zia lartikel (wie z. B. 
Brustprothesen und 
Rehabilitationshilfen 
bis hin zu Prothesen 
aus eigener Werkstatt 
an. Noch allerdings 
wird die umfassende 
Versorgung der Pa­
tienten durch die ge­
genwärtigen Preisun­
terschiede zwischen
der BRD und der DDR
stark behindert. Dennoch erbrachte das Unternehmen, so Geschäftsfüh­
rer Reinhold Müller, gegenüber der Sozialversicherung der DDR seit 1. 
Juli Vorleistungen in Höhe von 90 000 DM, die der Firma bisher nicht be­
zahlt werden konnten. Fehlende gesetzliche Grundlagen und Unklarhei­
ten in der Finanzierung würden binnen kurzer Zeit für 30 Prozent aller 
kleineren Privatbetriebe in der DDR das AUS bedeuten, wenn hier nicht 
schnell eine Änderung erfolgt. „ Wir kaufen nach Preisen der Marktwirt­
schaft ein, unsere Leistungen aber werden nach Preisen von 1945 vergü­
tet“, sagte Reinhold Müller. Das neue Sanitätshaus ging aus der in Ber­
lin bekannten Firma der Gebrüder Holz hervor.
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Ohne Kommentar

Den Eltern der Schüler der POS und 
EOS für Körperbehinderte mit Inter­
nat, 1403 Birkenwerder, Hubertusstr. 
30, ging eine neue Kostenregelung 
zu, die wir unwesentlich gekürzt wie­
dergeben:

Ab 3. September 1990 werden für 
den Aufenthalt in unserem Internat 
folgende Kosten erhoben:

1. Frühstück Klasse 1- 6 1,00 DM
7-12 1,50 DM

2. Frühstück 0,80 DM
Mittagessen 2,20 DM
(Schule zahlt 1,55 DM pro IEssen zu)
Abendbrot Klasse 1- 6 2,50 DM

7-12 3,00 DM
Kostgeld insg. 1- 6 6,50 DM

7-12 7,50 DM
Übernachtung insg. 3,50 DM
Tagessatz 1- 6 10,00 DM

7-12 11,00 DM

Bei einer durchschnittlichen An­
wesenheit unserer Schüler von 20 
Tagen würde das 220,00 DM betra­
gen.

(Es folgt der Hinweis des Bezahl- 
Modus). Weiter wörtlich:

An den Wochenenden kann die Kü­
che aus lohntechnischen Gründen 
nicht besetzt werden. Im Internat ver­
bleibende Schüler erhalten Kaltver­
pflegung für früh und abends. Mit­
tags versorgen sie sich selbst.

Die Fahrtkosten werden nur an 
Heimfahrtwochenden für PKW er­

stattet, für die anderen Wochenen­
den Bahntarif. Jedes Holen und Brin­
gen des Kindes muß vom dienstha­
benden Erzieher bestätigt werden. 
Aus der Uhrzeit geht z. B. hervor, ob 
der Schüler noch an den entspre­
chenden Mahlzeiten teilgenommen 
hat. Bei Schülern, die selbständig 
fahren, erfolgt die Abmeldung sinn­
gemäß.

Es folgen die An- und Abmelde- 
Modalitäten sowie die nächsten Ter­
mine für Heimfahrtwochenenden, 
sowie der Hinweis, daß sozial 
schwach gestellte Eltern die Möglich­
keithaben, einen Heimzuschuß beim 
Sozialamt zu beantragen.

★

Als Anhang zu dieser Neuregelung 
erhielt die Redaktion folgenden

Kostenvergleich für das behin­
derte Kind Steffi Horstmann, wohn­
haft in 1532 Kleinmachnov, E.-Thäl- 
mannstr. 111

Bisherige Kosten in der POS Bir­
kenwerder für Steffi: 36.00 DM Es­
sensgeld im Monat.

Künftige Kosten (It. Neuregelung) 
für Essen und Unterkunft: 220,00 DM. 
Kosten für Abholung und Rücktrans­
port am Wochenende, die bisher zu­
rückerstattet wurden: 248,50 DM 
(neue Benzinpreise berücksichtigt). 
Die Gesamtkosten betragen damit 
468,50 DM. Das bedeutet für Familie 
Horstmann einen Anteil von 19,4 Pro­
zent des Gesamteinkommens der 
Familie, vorher waren es 1,6 Prozent.
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Wesentliche Veränderungen
1 des Arbeits- und Sozialrechts

3. Oktober 1990: Was bleibt und was 
ändert sich mit dem Tag des Beitritts 
der DDR zur Bundesrepublik? Aus 
dem umfangreichen Bereich des Ar­
beits- und Sozialrechts veröffentli­
chen wir heute den Teil:

Schwerbehindertenrecht
Ab 3. Oktober 1990 findet das Gesetz 
zur Sicherung der Eingliederung 
Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf 
und Gesellschaft (Schwerbehinder­
tengesetz) der Bundesrepublik 
Deutschland Anwendung. Die nach 
dem Schwerbehindertengesetz von 
Arbeitgebern zu entrichtende Aus­
gleichsabgabe für jeden nicht besetz­
ten Pflichtplatz für Schwerbehinderte 
wird ab Oktober dieses Jahres in 
ganz Deutschland 200 DM betragen 
(bisher DDR 250 DM, Bundesrepublik 
150 DM).

Für das Gebiet der ehemaligen 
DDR sind neu die Bestimmungen zur 
unentgeltlichen Beförderung
Schwerbehinderter im öffentlichen 
Personenverkehr. Danach sind 
Schwerbehinderte, die infolge ihrer 
Behinderung in ihrer Bewegungsfä­
higkeit im Straßenverkehr erheblich 
beeinträchtigt oder hilflos oder ge­
hörlos sind, gegen Vorzeigen eines 
entsprechend gekennzeichneten 
Ausweises unentgeltlich zu beför­
dern (Straßenbahn, Obusse, S-Bahn; 
ab 1. Juli 1991 Deutsche Reichsbahn 
(2. Wagenklasse) im Umkreis von 

50 km um den Wohnsitz). Vorausset­
zung ist, daß der Ausweis mit einer 
Wertmarke versehen ist. Sie wird bis 
zum 31. März 1991 gegen Entrichtung 
von 30 DM für ein Jahr und von 15 
DM für ein halbes Jahr, danach bis 
zum 31. 12. 1992 gegen Entrichtung 
von 60 DM bzw. 30 DM ausgegeben. 
Blinde, Hilflose und bestimmte 
Gruppen Einkommensschwacher er­
halten auf Antrag eine für ein Jahr 
gültige Wertmarke, ohne daß der ge­
nannte Betrag zu entrichten ist.

Neu ist auch, daß Hilfe zur Beschaf­
fung eines Kraftfahrzeuges für 
Schwerbehinderte bis zu einem Be­
trag in Höhe des Kaufpreises, höch­
stens jedoch bis zu einem Betrag von 
16 000 DM gewährt werden kann. Zur 
Erlangung einer Fahrerlaubnis sowie 
zu den Kosten für behinderungsbe­
dingte Untersuchungen kann ein Zu­
schuß gezahlt werden.

Bis zum 31. Dezember 1992 gilt die 
bisherige Regelung weiter, daß 
Schwerbehinderte nur unter Berück­
sichtigung von Art und Schwere ihrer 
Behinderung zur Nachtarbeit heran­
gezogen werden dürfen und Nacht­
arbeit für Schwerbehinderte nicht zu­
lässig ist, wenn ärztlich festgestellt 
wird, daß sie diese auf Grund ihrer 
Behinderung nicht leisten können.

Die ausgegebenen Schwer- und 
Schwerstbeschädigtenausweise gel­
ten weiterhin bis zum Ablauf ihrer 
Gültigkeit, längstens bis zum 31. De-
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zember 1993. In diesem Zeitraum er­
folgt ein Umtausch der Ausweise mit 
Feststellung des Grades der Behin­
derung. Für den Grad der Behinde­
rung gilt für die ausgegebenen Aus­
weise folgendes:

50 bei Ausweisstufe II,
80 bei Ausweisstufe III und

100 bei Ausweisstufe IV.
Zur Erfüllung der Aufgaben nach 

dem Schwerbehindertengesetz be­
stehen ab 1. Oktober 1990 in Chem­
nitz, Cottbus, Erfurt und Magdeburg 
Hauptfürsorgestellen. Für Ostberlin 
werden die Aufgaben von der West­
berliner Hauptfürsorgestelle wahr­
genommen. In Dresden, Frankfurt/ 
O., Halle, Rostock, Neubrandenburg, 
Leipzig, Schwerin, Suhl und Gera 
werden Fürsorgestellen eingerichtet.

Soziales 
Entschädigungsrecht
Mitwirkung vom 1. Januar 1991 fin­
det auch das soziale Entschädi­
gungsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland Anwendung. Kernstück 
der sozialen Entschädigung ist die 
Kriegsopferentschädigung. Dazu ge­
hören alle staatlichen Leistungen, 
wie sie nach dem Gesetz über die 
Versorgung der Opfer des Krieges 
(Bundesversorgungsgesetz) den Per­
sonen, die durch Krieg, militärischen 
und militärähnlichen Dienst gesund­
heitlich geschädigt worden sind, und 
den Hinterbliebenen der infolge ei­
ner solchen Schädigung verstorbe­
nen Personen gewährt werden.

Die Versorgung nach dem Bundes­
versorgungsgesetz umfaßt Heilbe­
handlung, Versehrtenleibesübun­

gen, Krankenbehandlung, Leistun­
gen der Kriegsopferfürsorge, Be­
schädigtenrenten, Pflegezulage, Be­
stattungsgeld, Sterbegeld, Hinter­
bliebenenrente und Bestattungsgeld 
beim Tode von Hinterbliebenen. An­
spruch auf Versorgung besteht ab ei­
nem Körperschaden von 30 Prozent. 
Versorgungen sind beim Versor­
gungsamt zu beantragen.

Die Höhe der Versorgungsleistun­
gen orientiert sich an der jeweiligen 
verfügbaren Standardrente der Ren­
tenversicherung im Gebiet der ehe­
maligen DDR im Verhältnis zu der 
verfügbaren Standardrente in dem 
Gebiet, in dem das Bundesversor­
gungsgesetz schon vor dem Beitritt 
gegolten hat. Die bisherige Kriegsbe­
schädigtenrente nach dem Renten­
angleichungsgesetz der DDR bleibt 
zunächst erhalten, wird jedoch auf 
Versorgungsleistungen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz ange­
rechnet.

Soziale Entschädigung entspre­
chend dem Bundesversorgungsge­
setz wird auch an Personen geleistet, 
die bei Gesundheitsschäden auf der 
Grundlage weiterer Gesetze, zum 
Beispiel des Opferentschädigungs­
gesetzes (Opfer von Gewalttaten) an­
spruchsberechtigt sind.






























